
██████████████████████████████████████████ 10. Januar 2014██████████████· ██████████████ ·████████████████████████████Beitragsservice █████████████████████████████████Antrag auf Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht gemäß § 4, Abs. 6, Satz 1 des Rundfunk-beitragsstaatsvertrags (Beitragsnummer ██████████████)Sehr geehrte Damen und Herren,Hiermit stelle ich gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags Antrag auf Befreiungvon der Zahlung des Rundfunkbeitrags, da er eine besondere Härte für mich darstellt.Das Bundesverfassungsgericht hat im Urteil 1 BvR 2550/12 vom 12. Dezember 2012 festgehalten,dass Satz 2 des erwähnten Paragrafen so zu verstehen ist, dass andere Härtefallgesichtspunkteebenso geltend gemacht werden können wie das in jener Bestimmung aufgeführte Beispiel. Die For-mulierung „insbesondere“ zeigt, dass neben dem erwähnten Härtefall auch andere unter diese Bestim-mung fallen können, da „insbesondere“ ebenso wie vergleichbare Ausdrücke, etwa „vor allem“ oder„namentlich“, anzeigt, dass neben dem ausdrücklich erwähnten Fall auch andere Fälle vorkommenkönnen.Somit bleibt hier nur darzulegen, dass und warum in meinem Fall eine besondere Härte vorliegt, dieeine Befreiung von der Zahlung des Rundfunkbeitrags herbeiführen muss.Im August 2012 habe ich eine Arbeit in Deutschland aufgenommen und als Folge davon eine kleineWohnung gemietet, die ich immer noch nutze. Nach dem bis 31. Dezember 2012 geltenden Rechtmusste ich keinerlei Beitrag an den Rundfunk leisten, da ich in Deutschland keinen Rundfunk empfan-ge und auch keine Geräte zu diesem Zweck bereithalte.Seit dem 1. Januar 2013 habe ich nun wohl oder übel Beiträge nach dem neuen Recht bezahlt, ob-wohl ich weiterhin weder Rundfunk in Deutschland empfange noch Geräte zu dessen Empfang bereit-halte. Zwar verfügt das Gebäude, in dem diese Wohnung liegt, über einen Kabelanschluss, doch ohneentsprechende Geräte kann ich diesen nicht nutzen. 2013 wurde dieser Anschluss erneuert, wobei ichverlangt habe, dass er außer Betrieb gesetzt würde, weil ich ihn nicht nutzen will und kann und weil ichfür dessen Betrieb zusätzliche Gebühren bezahlen müsste. Dieser Bitte ist bisher nicht entsprochenworden, was aber nicht in meinem Einflussbereich liegt und zudem an der Nichtnutzung nichts ändert.Ferner könnte Rundfunk auch z. B. über ein Mobiltelefon oder über Internet empfangen werden. Dochauch dies trifft auf mich nicht zu: Zwar verfüge ich gegenwärtig über drei aktive Mobiltelefone, dochhandelt es sich dabei ausnahmslos um sogenannte Prepaid-Karten, die schon wegen der Preismodel-



- 2 -le für einen Internet-Zugang nicht wirklich nutzbar sind. Zudem handelt es sich bei zwei Nummern umsolche aus meinem Heimatland, bei deren Nutzung Roaming-Gebühren anfallen, was zu astronomi-schen Kosten führen würde, wenn ich sie im angezeigten Sinne nutzen wollte. Nur über die deutschePrepaid-Nummer kann ich einen bescheidenen Internet-Zugang für eine Pauschalgebühr von 0,95 €pro Tag in Deutschland herstellen, der es mir erlaubt, e-Mails zu empfangen und zu versenden sowierein text-orientierte Recherchen im Internet zu tätigen. Dieser Zugang eignet sich allerdings nicht fürden Bezug von Rundfunk über Internet, etwa durch Herunterladen von Dateien (Klang- oder Video-Dateien) oder mittels so genannten „streamings“, denn er ist auf eine Geschwindigkeit von 64 kbit be-schränkt und nicht für die dabei anfallenden großen Datenmengen geeignet..Weiter könnte ich rein theoretisch über eines dieser Telefone zumindest Radiosender direkt empfan-gen. Allerdings müsste ich dazu einen Kopfhörer verwenden, dessen Kabel zugleich als Antennedient. Ein paar Versuche in meiner Heimat innerhalb gut versorgten Gebiets haben gezeigt, dass diesin der Praxis gar nicht geht, weil die Empfangsstärke nicht ausreicht, der Radioempfang mit diesenGeräten also nicht wirklich möglich ist.Aus diesen Darlegungen ergibt sich, dass ich in Deutschland gar keinen Rundfunk empfangen kann.Darüber hinaus vermöchte ich aber auch dann, wenn ich Rundfunk tatsächlich empfangen könnte,kaum Nutzen aus den Informationen, die er übermittelt, zu ziehen:In Deutschland halte ich mich zum Zwecke der Erwerbstätigkeit als Lehrer auf. Die Informationen, dieich zur Ausübung meines Berufs benötige, werden durch den öffentlichen Rundfunk aber nicht verbrei-tet. Vielmehr sorgt der Staat, in meinem Fall das Land ██████████████, selbst dafür, dass mei-ne Arbeitgeberin die für die Durchführung und Gestaltung des Unterrichts nötigen Informationen erhältund an mich weiterleiten kann. Dazu gehören etwa Gesetze und Verordnungen über das Schulwesen,Lehrpläne und Prüfungsordnungen, aber etwa auch Rundschreiben, Weisungen, Weiterbildungsver-anstaltungen usw. Weiterbildung und Vertiefung in meinen Fächern muss ich zudem weiterhin überFachliteratur, Fachzeitschriften oder den Besuch entsprechender Lehrveranstaltungen erwerben. Deröffentliche Rundfunk stellt Informationen über alle diese Themen nicht oder nicht in ausreichenderWeise bereit und kann dies seinem allgemeinen Informationsauftrag gemäß wohl auch nicht. Eineausreichende oder zumindest nutzbringende Information über alle diese Themen wäre vielleicht imBereich eines Sparten-Kanals möglich, den es aber im Angebot des öffentlichen Rundfunks nicht gibt.Die erwähnten Informationen des Staates werden zudem bereits durch die allgemeinen Steuern finan-ziert, zu denen ich selbstverständlich ebenfalls beitrage und zu denen der Rundfunkbeitrag seinerseitsnichts beiträgt.Wenn es um Informationen über das Leben in Deutschland und insbesondere um die Lebenswirklich-keit meiner Schülerinnen und Schüler geht, stellen Kollegen, Eltern und vor allem meine Schülerinnenund Schüler selbst ebenfalls eine deutlich ergiebigere und zudem unmittelbare und mit keinen weite-ren Kosten verbundene Quelle dar. Auch dafür benötige ich den Rundfunk nicht.Auch der Umstand, dass ich Ausländer bin, spielt eine wichtige Rolle: Weiterhin bleibe ich meinemHeimatland verbunden, in dem immer noch meine Eltern leben. Diese sind mit über 80 Jahren und mitteilweisen Behinderungen darauf angewiesen, dass ich, wann immer ich kann, bei ihnen nach demRechten sehe. Daher verbringe ich wann immer möglich die Wochenenden nicht in Deutschland, son-dern in meiner Heimat. Aus diesem Grund bin ich naturgemäß weiterhin auf Informationen aus meinerHeimat angewiesen. Doch der öffentliche Rundfunk in Deutschland berichtet kaum über mein Heimat-land. Auch kann ich hier keine Sender aus meiner Heimat empfangen, wohingegen die deutschenRundfunk-Programme dort z. B. von den Kabelnetzbetreibern allgemein zur Verfügung gestellt wer-den.Um also Informationen aus meiner Heimat zu erhalten, bin ich auf andere Quellen angewiesen als aufden öffentlichen Rundfunk in Deutschland. Von seinem Vorhandensein und der theoretischen Möglich-keit, ihn zu empfangen, habe ich somit keinen wirklichen Nutzen. Die Informationen, die ich entweder



- 3 -beruflich benötige oder die mich persönlich interessieren, kann ich dem öffentlichen Rundfunk inDeutschland auch nicht durch „individuelle Erschließung“ entnehmen, da er sie gar nicht enthält.Auch die in den öffentlichen Informationen über den Rundfunkbeitrag wiederholt vorgebrachten Argu-mente, die als „demokratiepolitisch“ bezeichnet werden können, können auf mich gar nicht zutreffen:Da ich Bürger eines Nicht-EU-Landes bin, kann ich in Deutschland keinerlei politische Rechte aus-üben, auch nicht auf kommunaler Ebene. Überspitzt formuliert wäre es mir gegenüber nicht von Be-lang, wenn Deutschland kein demokratischer Staat wäre, hingegen macht es mir gegenüber einenUnterschied aus, ob Deutschland ein Rechtsstaat ist oder nicht.Gerade unter dem Gesichtspunkt dieser Rechtsstaatlichkeit stellt sich aber die Frage, warum ich füretwas bezahlen sollte, was ich gar nicht habe und was mir in keiner Weise Nutzen bringt.Einige ergänzende Überlegungen können dies unterstreichen:Würde in meinem Heimatland eine gleichartige Regelung der Finanzierung des öffentlichen Rund-funks gelten, müsste ich dort ebenfalls einen Beitrag bezahlen, nur weil mir dort immer noch einetheoretisch bewohnbare Liegenschaft gehört, die ich wegen meines Aufenthalts in Deutschland abernicht nutzen und gegenwärtig auch nicht vermieten oder verkaufen kann.In Deutschland bewohne ich eine Wohnung mit 39 m² Wohnfläche bestehend aus einer kleinen Kü-che, einem winzigen Bad und einem einzigen Wohn-Schlafzimmer. Dafür bezahle ich monatlich eineMiete mit Nebenkosten von 315 €. Der Rundfunkbeitrag beträgt somit mehr als 5,5 % meiner Brutto-Miete. Dies mag als „wenig“ angesehen werden, doch handelt es sich dabei um einen spürbaren Be-trag. Verglichen mit Personen, die eine größere Wohnung bewohnen, die sich u. U. auch mehrere Per-sonen teilen können, ist dies bereits ein erheblicher und kein nebensächlicher Betrag.Monatlich leiste ich zudem eine Anzahlung an den Stromverbrauch von 18 €. Bisher hat die tatsächli-che Verbrauchsabrechnung gegenüber der Anzahlung einen Minderverbrauch ergeben. Somit bezahleich für den Rundfunk, den ich gar nicht empfangen kann, mehr als für meinen Stromverbrauch.Auch wenn ich die Kosten meiner deutschen Mobiltelefonnummer heranziehe (etwa 15 € jeden zwei-ten Monat), zeigt sich ein deutliches Missverhältnis.Dabei handelt es sich nicht etwa nur um ein ungünstiges Zahlenverhältnis, sondern ich bezahle, wiedargelegt, für etwas, was ich gar nicht empfange und was mir keinerlei Nutzen bringen kann. Meinespezifischen Informationsbedürfnisse, etwa Informationen über das geltende Schulrecht, kann ich zu-dem nicht mittels des öffentlichen Rundfunks befriedigen, sondern muss dafür weitere Anstrengungenunternehmen, die auch mit Kosten verbunden sind, etwa für Fachliteratur.Somit liegt die besondere Härte nicht allein darin, dass ich für etwas bezahle, was ich nicht habe undwas mir keinen Nutzen bringt, sondern dass ich darüber hinaus für eine grundsätzlich gleichartige In-formationsbeschaffung noch gesondert bezahlen muss.Um es auf eine kurze Formel zu bringen: Ich muss meine Informationen gewissermaßen doppelt be-zahlen, einmal für die tatsächlichen Informationen, ein zweites Mal in Gestalt des Rundfunkbeitrags,der mir allerdings keine Gegenleistung vermittelt.Dies stellt offensichtlich eine besondere Härte dar, die der Gesetzgeber in dieser Weise kaum vorher-sehen konnte und wegen der ich um Befreiung von der Bezahlung des Rundfunkbeitrages ersuche.Mit freundlichen Grüßen██████████████, Dr. phil., Gymnasiallehrer




